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Executive Summary
Als unabhängiges Expertengremium berät der 
Investitions- und Innovationsbeirat hinsicht-
lich des Monitorings und der Umsetzung des 
Sondervermögens Infrastruktur und Klima-
neutralität (SVIK). Er entscheidet nicht über die 
Allokation von Mitteln aus dem SVIK, sondern  
ist beratend und sachverständig tätig. Das 
ehrenamtliche Gremium identifiziert Investi-
tionshemmnisse, erarbeitet Vorschläge für eine 
schnellere und effizientere Mittelverwendung 
und regt wachstums- und innovationsfördernde 
Maßnahmen an. Darüber hinaus bewertet der 
Beirat regelmäßig den Fortschritt des SVIK.  
Mit diesem Bericht präsentiert der Beirat seine 
erste umfassende Bewertung.

Wirkungsvolle Zielarchitektur etablieren
Einem wirkungsvollen Monitoring des SVIK muss 
eine klar definierte Zielarchitektur zugrunde 
liegen. Mit dem Monitoringbericht, der am 1. Juni 
2026 an den Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestags überreicht wurde, hat die Bundes
regierung einen Grundstein für eine echte 
ziel- und wirkungsorientierte Haushaltsführung 
geschaffen. Dass damit konkrete Meilensteine zur 
Operationalisierung mittelfristiger Ziele vorge-
sehen sind, ist zu begrüßen. Der Beirat empfiehlt, 
dass die Ziele konsistent aus einem langfristigen, 
ressortübergreifenden Zukunfts- und Investitions-
leitbild abgeleitet werden. Ein solches Zielbild ist 
entscheidend, um Prioritäten klar zu setzen und 
die strategische Ausrichtung öffentlicher Investi-
tionen kohärent zu gestalten. Das Monitoring  
ist konsequent an einem solchen Zielbild auszu-
richten und iterativ weiterzuentwickeln.

Transparenz durch belastbares  
Monitoring schaffen
Zentrale Voraussetzung für Transparenz und 
Steuerungsfähigkeit ist ein systematisches Monito-
ring, das Fortschritte, Mittelabflüsse und konkrete 

Projekte datenbasiert abbildet und dessen Vor-
stellung zu begrüßen ist. Der Beirat empfiehlt 
zukünftig eine öffentlich zugängliche Projekt-
datenbank zu schaffen, die nicht nur Haushalts-
titel, sondern sämtliche konkret geförderten 
Vorhaben anhand einheitlicher Stammdaten 
erfasst. Ergänzend ist eine quartalsweise Offen-
legung und ein Abgleich von Ist- und Soll-Daten 
notwendig, um eine belastbare und zeitnahe 
Bewertung der Zielerreichung zu ermöglichen. 
Der Beirat empfiehlt, dass sich die Bundesländer 
auch jenseits der Vorgaben aus dem Länder-und-
Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz 
(LuKIFG) aktiv am Monitoring beteiligen, um 
die gegenüber der Öffentlichkeit gebührende 
Transparenz zu ermöglichen.

Zentrale Anlaufstelle mit  
Datenmanagement etablieren
Ein leistungsfähiges Monitoring benötigt zudem 
einen zentralen, leicht zugänglichen Anlauf-
punkt, der sowohl detaillierte Informationen als 
auch aggregierte Übersichten bereitstellt. Mit 
der bestehenden Plattform bundeshaushalt.de 
und dem dort abrufbaren Monitoring-Dashboard 
hat der Bund hierfür eine tragfähige Grundlage 
geschaffen. Diese gilt es konsequent weiterzu-
entwickeln – insbesondere durch ein modernes 
Datenmanagement, um Datenqualität, Nutzbar-
keit und Anschlussfähigkeit für verschiedene 
Akteure zu gewährleisten.

Public-Investment-Management-Ansatz 
durch Monitoring stärken
Darüber hinaus ist das Monitoring integraler Be-
standteil eines umfassenden Public-Investment-
Management-Ansatzes, demzufolge öffentliche 
Investitionen nicht primär als reine Ausgaben-
posten, sondern als strategisches Instrument zur 
Stärkung von Wachstumspotenzialen, Resilienz 
und Transformationsfähigkeit zu verstehen sind. 
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Vor diesem Hintergrund ist die Abbildung des 
SVIK im Haushalt sowie die an Planungsgrößen 
gekoppelte Berechnungsmethodik der Mindest-
investitionsquote im Kernhaushalt kritisch zu 
hinterfragen, um das Ziel der Zusätzlichkeit der 
Mittel vollumfänglich zu erreichen. Zudem ist es 
zu begrüßen, wenn das Bundesministerium 
der Finanzen (BMF) die Koordinierungsrolle 
bei der Fördersystematik aktiv wahrnimmt. 
Das SVIK bietet eine konkrete Chance: Als größ-
tes Investitionsprogramm der Bundesgeschichte 
mit eigener Rechtsgrundlage kann es als Testfeld 
dienen, um grundlegende Vereinfachungen unter 
Realbedingungen zu erproben – mit dem Ziel, be-
währte Ansätze anschließend in die allgemeinen 
Regelungen der BHO zu überführen.

Forschung und Entwicklung deutlicher 
priorisieren
Für eine stärkere strategische Wirkung des SVIK 
bedarf es einer klaren Priorisierung zukunfts
orientierter Ausgaben. Dazu gehört ein insgesamt 
deutlich höherer Mitteleinsatz für Forschung und 
Entwicklung, ein messbares und verbindliches 
Zukunftszielbild sowie eine Instrumentenwahl, 
die staatliche Nachfrageimpulse und Talent-
förderung konsequent miteinander verzahnt. 
Schließlich ist eine säulenübergreifende und 
thematisch gebündelte Transparenz der Inno-
vationsfinanzierung erforderlich, um die Signal-
wirkung öffentlicher Mittel gegenüber privaten 
Investoren zu stärken und Fragmentierung durch 
kleinteilige Haushaltstitel zu vermeiden.

Kommunale Finanzkraft stärken
Die strukturelle Rolle der Kommunen für die 
Modernisierung des öffentlichen Kapitalstocks 
gilt es stärker zu berücksichtigen. Ein erheb-
licher Teil der öffentlichen Investitionen entfällt 
auf die kommunale Ebene, insbesondere im Bereich 
der Bauinvestitionen. Vor dem Hintergrund an-
gespannter kommunaler Haushaltslagen besteht 
jedoch die Gefahr rückläufiger Investitionstätig-
keit, die durch das Sondervermögen allein nicht 
kompensiert werden kann. Eine tatsächlich 
zusätzliche Investitionswirkung lässt sich daher 
nur erreichen, wenn parallel die kommunale 
Finanzkraft durch gemeinsame Anstrengungen 
der Länder und des Bundes nachhaltig gestärkt 
wird und so stabile Voraussetzungen für ein 
dauerhaft hohes Investitionsniveau geschaffen 
werden.
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Der Investitions- und 
Innovationsbeirat

Der Bundesminister der Finanzen hat den mit 
Expertise aus unterschiedlichen Bereichen ver-
sehenen Investitions- und Innovationsbeirat 
eingerichtet, der die Umsetzung des Sonderver-
mögens ehrenamtlich und unabhängig begleitet. 
Der vorliegende erste Empfehlungsbericht spiegelt 
das Selbstverständnis dieses Gremiums in drei-
facher Hinsicht wider: 1) Er nimmt die Umset-
zung und das Monitoring des SVIK im Licht des 
gesetzlichen Rahmens in den Blick; 2) er bündelt 
Einschätzungen aus der Wirtschaftspraxis  
zu zentralen Fragen der Investitionspolitik;  
3) er weitet den Blick, dort wo es notwendig ist, 
über das Sondervermögen hinaus: Die Schnitt-
stellen zu Kernhaushalt, Bereichsausnahme, 
Investitionspolitik der Länder und Kommunen 
und Deutschlandfonds sowie die Rahmenbe-
dingungen der Umsetzung müssen stellenweise 
mitgedacht werden – das SVIK entfaltet seine 
Wirkung nur im Zusammenspiel dieser Säulen 
der Investitionspolitik.

Wirtschaftliche Lage 
Deutschlands

Deutschland befindet sich in einem tiefgreifenden 
Epochenumbruch. Anhaltende wirtschaftliche 
Stagnation, fundamentale globale Verschiebungen 
und strukturelle Standortschwächen verändern 
die Grundvoraussetzungen des deutschen Wirt-
schaftsmodells nachhaltig – verschärft durch 
einen über Jahre gewachsenen Investitionsrück-
stand im öffentlichen Kapitalstock.

Die Antwort der neu formierten Bundes
regierung ist eine expansive Investitionspolitik,  
deren zentrales Element das SVIK bildet:  
500 Milliarden Euro für zusätzliche Investitionen 
in Infrastruktur und Klimaneutralität neben  
dem Kernhaushalt. Für den Beirat sind drei 
Ziele von besonderer Bedeutung: der Abbau  
des Investitionsrückstands, die Mobilisierung 
struktureller Transformations- und Digitalisie-
rungsinvestitionen sowie die Auslösung  
nachhaltiger Wachstumsimpulse.
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I. Struktur des SVIK,  
bisheriger Mittelabfluss 
und Monitoring

Grundsätzliche Struktur des SVIK
Die Kreditermächtigungen des Sondervermögens 
in Höhe von 500 Milliarden Euro werden gemäß 
Artikel 143h Grundgesetz in drei Säulen veraus-
gabt: 300 Milliarden Euro für Investitionen des 
Bundes, 100 Milliarden Euro für Investitionen 
der Länder und Kommunen und 100 Milliar-
den Euro für Investitionen aus dem Klima- und 
Transformationsfonds (KTF). Für die Bundes
säule sind folgende Investitionsbereiche gesetz-
lich festlegt1:

• Zivil- und Bevölkerungsschutz

• Verkehrsinfrastruktur (Tgr. 01)

• Krankenhausinfrastruktur (Tgr. 02)

• Energieinfrastruktur (Tgr. 03)

• �Bildungs-, Betreuungs- und Wissenschafts
infrastruktur (Tgr. 04)

• Forschung und Entwicklung (Tgr. 05)

• Digitalisierung (Tgr. 06)

• Bauen und Wohnen (Tgr. 07)

• Sport (Tgr. 08)

Mittelabflüsse im Haushaltsjahr 2025
Im Wirtschaftsplan des SVIK waren für das Jahr 
2025 Ausgaben in Höhe von 37,2 Milliarden Euro 
vorgesehen. Tatsächlich wurden 14,0 Milliarden 
für die Bundessäule verausgabt und 10,0 Milliar-
den dem KTF zugewiesen, insgesamt wurden  

1 §4 Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens 
Infrastruktur und Klimaneutralität

damit Mittel in Höhe von 24,0 Milliarden Euro 
bis zum 31. Dezember 2025 verausgabt. Dies 
entspricht einem Mittelabfluss von 64 Prozent 
der geplanten Ausgaben. Im Hinblick auf die 
Bundessäule wurden damit 74 Prozent der 
geplanten Mittel verausgabt und es stehen nur 
Minderausgaben in Höhe von 4,9 Milliarden 
Euro gegenüber dem Soll von 18,9 Milliarden 
Euro des Wirtschaftsplans des SVIK für 2025. In 
der KTF-Säule flossen 100 Prozent der geplanten 
Mittel ab. Der entsprechende Titel 884 01 im 
SVIK ist jedoch eine Zuweisung, wodurch hier-
durch noch kein tatsächlicher Mittelabfluss  
in konkrete Projekte indiziert ist. Selbiges gilt 
für einzelne Haushaltstitel der Bundesregierung 
(bspw. Sofort-Transformationskosten Kranken-
häuser).

Der für 2025 insgesamt geringe Mittelabfluss im 
SVIK ist primär durch die nicht erfolgte Zuwei-
sung2 gemäß Artikel 143h Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes aufgrund des späten Abschlusses 
der Verwaltungsvereinbarung verursacht. Hier-
für waren ursprünglich Zuweisungen in Höhe 
von 8,3 Milliarden Euro im Titel 882 01 im Wirt-
schaftsplan des SVIK veranschlagt. Auch in der 
Bundessäule finden sich Titel, welche lediglich 
Zuweisungen sind. Hier ist Klarheit zu schaffen, 
welche Mittel tatsächlich auch aus den Zuwei-
sungspositionen in konkrete Projektplanungen 
oder in Umsetzungen geflossen sind. Dies ist 
insbesondere in den Folgejahren von erheblicher 
Bedeutung für die Transparenz der noch zu 
erwartenden Maßnahmen.

2 §9 LuKIFG
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SVIK-Mittelabflüsse 2025

Zweckbestimmung SOLL 2025  
(in Euro)

IST 2025  
(in Euro)

IST/SOLL 2025  
(absolut/in Euro)

IST/SOLL 2025 
(relativ)

Säule 1: Bund 18.911.840.000 13.992.105.502 -4.919.734.498 74 %

Verkehr 11.715.370.000 10.363.595.066 -1.351.774.934 88 %

Krankenhaus 1.500.000.000 1.500.000.000 0 100 % 

Energie 849.810.000 370.867.849 -478.942.151 44 %

Bildung 0 0 0 0 %

FuE 472.029.000 201.081.483 -270.947.517 43 %

Digitalisierung 4.042.223.000 1.514.678.992 -2.527.544.008 37 %

Bau 327.408.000 36.882.111 -290.525.889 11 %

Sport 5.000.000 5.000.000 0 100 % 

Säule 2: KTF 10.000.000.000 10.000.000.000 0 100 % 

Säule 3: Länder 8.333.333.000 0 -8.333.333.000 0 %

SVIK gesamt 37.245.173.000 23.992.105.502 -13.253.067.498 64 %

Ursachen für die Minderabflüsse der SVIK-
Mittel im Haushaltsjahr 2025
Für den Minderabfluss in der Bundessäule für 
das Jahr 2025 lassen sich grundsätzlich zwei 
Ursachen ausmachen, welche unter anderem 
dem Monitoringbericht der Bundesregierung  
an den Haushaltsauschuss zu entnehmen sind:  
1) Die Kreditaufnahme des SVIK startete verspätet, 
da das Errichtungsgesetz des Sondervermögens 
Infrastruktur und Klimaneutralität erst am  
2. Oktober 2025 retrospektiv zum 1. Januar 2025 
in Kraft trat. Damit konnte der Abruf der Mittel 
nicht so schnell wie geplant umgesetzt werden; 
2) der Investitionshochlauf benötigt Zeit, damit 
Projekte anlaufen und die Mittel wie geplant 
abgerufen werden können.

Da die Länder auch die Möglichkeit haben 
Maßnahmen vorzufinanzieren, ist die Mittel
bindung beim LuKIFG ein zentraler Indikator. 
Diese lag zum 1. Januar 2026 bei insgesamt  
9,6 Milliarden Euro.

Soll-Ausgaben im Haushaltsjahr 2026 und 
Mittelabfluss bis zum 30. April
Für das Jahr 2026 sind laut Wirtschaftsplan des 
Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneu-
tralität Gesamtausgaben von 58,1 Milliarden 
Euro vorgesehen. Dies entspricht einem Auf-
wuchs von 20,8 Milliarden Euro gegenüber den 
geplanten Ausgaben im Haushaltsjahr 2025. In 
der Bundessäule sind Ausgaben von 39,7 Milliar-
den Euro eingeplant, in der Zuweisung an den 
KTF 10,0 Milliarden Euro und in der Ländersäule 
8,3 Milliarden.
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SVIK-Mittelabflüsse 2026

Zweckbestimmung SOLL 2026 
(in Euro)

IST 2026 
(zum 30.04.2026/ 

in Euro)

IST/SOLL 2026  
(absolut/in Euro)

IST/SOLL 2026 
(relativ)

Säule 1: Bund 39.734.371.000 11.152.568.384 -28.581.802.616 28 %

Verkehr 22.002.861.000 4.224.157.813 -17.778.703.187 19 %

Krankenhaus 6.000.000.000 6.000.000.000 0 100 % 

Energie 2.091.400.000 201.161.799 -1.890.238.201 10 %

Bildung 1.215.000.000 3.464.138 -1.211.535.863 0 %

FuE 1.069.902.000 5.263.613 -1.064.638.387 0 %

Digitalisierung 5.987.406.000 207.327.404 -5.780.078.596 3 %

Bau 531.802.000 11.193.617 -520.608.383 2 %

Sport 836.000.000 500.000.000 -336.000.000 60 % 

Säule 2: KTF 10.000.000.000 10.000.000.000 0 100 % 

Säule 3: Länder 8.333.333.000 83.057.446 -8.250.275.554 1 %

Die Betrachtung des Mittelabflusses zum 30. April 
2026 liefert ein gemischtes Bild. Während für 
den Bund mit 11,2 Milliarden Euro abgeflossenen 
Mitteln bereits rund 28 Prozent der für das Jahr 
2026 vorgesehenen Mittel abgeflossen sind, beläuft  
sich der Mittelabfluss bei den Ländern bislang 
lediglich auf etwa 1 Prozent. Auf Seiten des 
Bundes sind es allerdings vor allem zwei Sonder-
fälle, die den bisherigen Mittelabfluss treiben, 
nämlich die Bereiche Krankenhaus und Sport. 
Hierbei handelt es sich vor allem um pauschale 
Weiterleitungen bzw. Mittel zur Selbstbewirt-
schaftung, so dass aus den Abflusszahlen noch 
nicht automatisch auf einen realen Investitions-
fortschritt in Form konkreter Projekte geschlos-
sen werden kann. Außerdem fällt auf, dass für 
Bildung, Forschung und Entwicklung, Digitali-
sierung und Bau im ersten Jahresdrittel bislang 
noch kaum Mittel abgeflossen sind. Die dem KTF 
zugewiesenen Mittel sind in der SVIK-Betrachtung 

als vollständig abgeflossen dargestellt, ohne eine 
weitere Auflösung der tatsächlich daraus geleis-
teten Ausgaben. Für eine effektive Bewertung ist 
es essentiell, die tatsächliche Verausgabung der 
Mittel in konkreten Vorhaben seitens der bewirt-
schaftenden Ressorts transparenter auszuweisen. 
Dies gilt auch für Teile der Bundessäule. Insbe-
sondere bei Titeln, die zwar aus der Bundessäule 
finanziert werden, aber über die Länder veraus-
gabt werden3, liegt es in der Verantwortung der 
Länder gemeinsam mit den bewirtschaftenden 
Bundesressorts zeitnah und nicht erst in Abschluss-
berichten öffentlich Klarheit zu schaffen, wo die 
Mittel eingesetzt werden und welche Fortschritte 
gemacht werden.

3 Bund-Länder-Initiative Forschungsbau und 
Schnellbauinitiative Hochschulen; Investitionsprogramm 
Kinderbetreuung
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Schaffung einer Gesamtstrategie über Ziel-
setzung, Mittelverwendung & Impact des SVIK
Der Investitions- und Innovationsbeirat begrüßt, 
dass der Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages im Zuge der Errichtung des SVIK 
sehr weitreichende Transparenz von der Bun-
desregierung über Planung, Verausgabung und 
Wirkung der Mittel des Sondervermögens, und in 
diesem Zusammenhang die Entwicklung eines 
ziel- und wirkungsorientierten Monitorings 
eingefordert hat.

Mit der Veröffentlichung des Monitoringberichts 
am 1. Juni 2026 kam die Bundesregierung dieser 
Forderung erstmalig nach. Positiv hervorzuheben 
ist der Detailgrad auf der Ebene der Mittelver-
wendung: Ausgaben, Verpflichtungsermächti-
gungen, Meilensteine und Indikatoren werden 
titelscharf ausgewiesen. Mit dem systematischen, 
titelbezogenen Fortschritts- und Wirkungsmoni-
toring wird ein methodischer Schritt eingeleitet, 
der über das SVIK hinausweist. Dass die Vor-
bemerkung zugleich offenlegt, wo Zielwerte auf 
Outcome-Ebene noch fehlen und das System sich 
im Aufbau befindet, ist sachgerecht und schafft 
die Grundlage für die notwendige Weiterent-
wicklung. So ist die aggregierte Fortschritts- und 
Wirkungskennzahl eher als Umsetzungs- denn 
als Wirkungssignal zu lesen, da sich ein Großteil 
der Titel noch in der Planungsphase befindet, in 
der die phasenabhängige Gewichtung den Mittel-
abfluss entsprechend höher gewichtet.

Start- und Referenzpunkt des Monitorings und 
damit Grundvoraussetzung für einen wirkungs-
vollen Mitteleinsatz des Sondervermögens ist 
zunächst eine klare Zielarchitektur. Der Inves-
titions- und Innovationsbeirat begrüßt in 
diesem Zusammenhang, dass die mittelfristigen 
Ziele des SVIK fortan über messbare Indikato-
ren ausgewiesen werden sollen. Bislang bleibt 
die Bundesregierung jedoch eine ganzheitliche 
Perspektive schuldig. Denn diese Ziele sollten 

erkennbar aus einem langfristigen, ressort-
übergreifenden Zukunfts- und Investitions-
zielbild4 abgeleitet sein – idealerweise auf Basis 
einer strategischen Vorausschau. Die im Koali-
tionsvertrag von CDU, CSU und SPD zur Digita-
lisierung und Sicherheitspolitik, wie auch schon 
von Vorgängerregierungen in den Blick genomme-
ne „strategische Vorausschau“ ist eine sinnvolle 
Methode, um die Wirkung des auf zwölf Jahre 
angelegten Infrastrukturprogramms und die 
durch Deutschlandfonds und Hightech Agenda 
Deutschland (HTAD) angestrebte Stärkung des 
Potenzialwachstums, der Souveränität und der 
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Dabei sind die 
Überschneidungsbereiche mit den Investitionen 
in Verteidigung und Zivilschutz von besonderer 
Bedeutung. Eine konsistente und über Ressort-
grenzen entwickelte Innovations-, Forschungs- 
und Industriepolitik ist neben der strategischen 
Vorausschau die zweite wichtige Säule.

Der im Koalitionsvertrag benannten Zieldimension 
der „Resilienz“ kommt auch für letztere besondere 
Bedeutung zu. Eine strategische Vorausschau 
erlaubt auf der Basis einer systematischen Analyse 
bestehender Herausforderungen und Chancen 
einen transparenten Abgleich von Erwartungen 
und Strategieoptionen. Ein solcher Prozess 
ermöglicht nicht nur eine ressortüberreifende, 
langfristig angelegte und verlässliche Strategie-
entwicklung, er verbessert auch die flexible 
Anpassung von Strategien über die Zeit und damit 
die soziale und politische Resilienz des Systems. 
Insgesamt kann eine strategische Vorausschau 
damit nicht nur die Wirkung von Moderni-
sierungsinvestitionen langfristig optimieren, 
sondern auch deren Legitimation erhöhen.

4 Investitions- und Innovationsbeirat (2026), 
20 Empfehlungen zur Investitionspolitik 
der Bundesregierung
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regierung erfasst daher Fortschritte und 
Mittelabflüsse der Bundes- und Ländersäule 
systematisch und übersichtlich in einem neu 
geschaffenen Dashboard. 

Nach dem LuKIFG sind für die Umsetzung der 
Ländersäule des SVIK die Bundesländer ver-
antwortlich. Der Investitions- und Innovations
beirat empfiehlt, dass sich die Bundesländer 
auch jenseits der Vorgaben aus dem LuKIFG 
aktiv am Monitoring beteiligen, um die gegen-
über der Öffentlichkeit gebührende Transparenz 
zu ermöglichen.

Dass die Mittelabflüsse grundsätzlich titel- und 
länderscharf quartalsweise veröffentlicht werden, 
wird dabei vom Beirat ausdrücklich begrüßt.  
Ergänzend empfiehlt der Beirat, die mehrjährige 
Mittelplanung auf Titel- und Projektebene 
der Ressorts offenzulegen – in einer Granularität,  
die längere Verlässlichkeit am Markt schafft, 
ohne die haushälterische Beweglichkeit zur 
Nachsteuerung unnötig einzuschränken. Wo pri-
vate Investoren parallel investieren und Kapazi-
täten aufbauen, ist diese Transparenz zwingend, 
um Planungssicherheit herzustellen und privates 
Kapital zu mobilisieren.

Ein wirksames Monitoring braucht zudem einen 
zentralen, leicht auffindbaren Anlaufpunkt, der 
detailtiefe Informationen und übersichtliche 
Gesamtdarstellungen bündelt. Mit bundeshaus-
halt.de ist eine solche Plattform bereits teil-
weise umgesetzt. Sie sollte durch ein leistungs-
fähiges Datenmanagement unterlegt werden5. 
Maschinenlesbare, archivtaugliche Datensätze, 
standardisierte Metadaten und ausführliche 
Beschreibungen verbessern Auffindbarkeit und 
Nachvollziehbarkeit der Daten von Bundeshaus-
halt und Sondervermögen und erweitern ihre 

5 Wilkinson, M., Dumontier, M., Aalbersberg, I. et al (2016). 
The FAIR Guiding Principles for scientific data management 
and stewardship. Scientific Data 3. 

Die Bundesregierung kann so in die Lage versetzt 
werden, Strategien und alle damit verbundenen 
Maßnahmen auf eine breite gesellschaftliche  
Akzeptanz zu stützen. Zudem kann eine gemein-
same Vorausschau auch positive Zukünfte dar-
stellen und für möglichst viele Menschen auch 
als vorstellbar und erreichbar greifbar machen 
(siehe Hinweise aus dem Foresight-Kompetenz-
zentrum der BAKS).

Ein ressortübergreifendes Zukunfts- und 
Investitionszielbild liegt bislang nicht vor.  
Es wäre aber die Voraussetzung, um in einem 
kohärenten Gesamtzusammenhang für jeden 
Bereich konkrete Unterziele festzulegen und  
eine Wirkungslogik für die Bausteine des SVIK 
entwickeln zu können.

Drei Perspektiven für das Monitoring 
einnehmen
Das Monitoring selbst sollte konzeptionell dann 
aus drei strategischen Perspektiven erfolgen: 
Erstens aus Sicht der Mittelallokation: Sind 
die Investitionsprioritäten angesichts des zu-
sätzlichen finanziellen Spielraums richtig gesetzt, 
den das SVIK eröffnet? Zweitens aus Sicht der 
Wirkungsanalyse: Wie lassen sich Effizienz und 
Zielgenauigkeit des Mitteleinsatzes bewerten, 
um den größtmöglichen gesamtwirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Nutzen jedes eingesetzten 
Euros sicherzustellen? Drittens aus systemi-
scher Sicht: Schafft das Sondervermögen auch 
Voraussetzungen für dauerhaft höhere Investi-
tionsquoten in öffentlichen Haushalten – auch 
unabhängig vom Sondervermögen und über 
dessen Laufzeit hinaus?

Zentrale Transparenz und datenbasierte 
Grundlage für ein wirksames SVIK-Monitoring
Mit einem differenzierten Monitoring soll eine 
datenbasierte Grundlage für das Regierungs-
handeln geschaffen und gleichzeitig Transparenz  
hergestellt werden. Das Monitoring der Bundes
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Nutzung für neue Analysen. Die Website des 
BMF bundeshaushalt.de ist als Basis geeignet. 
Perspektivisch sollte sie auch konsequent aus 
Nutzersicht weiterentwickelt werden – etwa 
durch grafische und analytische Auswertungen, 
die über die titelbezogene Sicht hinaus stärker 
inhaltsgetriebene Analysen erlauben. Denkbar 
wäre auch eine KI-gestützte Chat- und Co-
Working-Funktion, die es der (Fach-)Öffentlich-
keit erlaubt „Fragen“ an den Haushalt zu stellen 
und nutzerspezifische Reports promptbasiert 
zu erstellen – und so auch ressortübergreifende 
Darstellungen zu erzeugen.

Anschlussfähigkeit privater Investitionen 
sicherstellen und Wachstumspotenziale heben
Ein solches Monitoring ist zugleich zentraler 
Bestandteil eines Public-Investment-Manage-
ment-Ansatzes, der öffentliche Investitionen 
nicht als reine Ausgaben, sondern als strategisches  
Instrument zur Stärkung von Wachstums
potenzial, Resilienz und Transformationsfähig-
keit versteht. 

Für private Investoren sind verlässliche und 
klare politische Rahmenbedingungen zentrale 
Kriterien jeder Investitionsentscheidung. Ein 
belastbares öffentlich einsehbares Monitoring 
zu staatlichen Investitionen stärkt das Vertrauen 
privater Kapitalgeber, senkt Unsicherheiten und 
erleichtert die Mobilisierung privaten Kapitals. 
Öffentliche Investitionen können auf diese Weise 
noch wirkungsvoller als stabilisierender Anker 
dienen und Signalwirkung für langfristige Trans-
formationsvorhaben entfalten. 

Mit dem vorgelegten Monitoring-Ansatz hat der  
Bund einen wichtigen Schritt zu mehr Transpa-
renz und Anschlussfähigkeit zum SVIK getan –  
dass das Sondervermögen durch eine detaillierte 
Berichtssystematik unterlegt wurde, ist aus-
drücklich zu begrüßen. Der Beirat sieht darin eine 
tragfähige Grundlage, auf der das Verständnis  
für die Wirkungsweise konsequent geschärft 
werden kann.

Soweit das Programm auf eine rasche Stärkung 
und Modernisierung der Infrastruktur zielt,  
ist die Messung von Input und Output als Fort-
schrittsmaß sinnvoll: Mittelabflüsse, ausgelöste 
Maßnahmen und fertiggestellte Vorhaben lassen 
sich transparent und belastbar erfassen. In ande-
ren Programmteilen sind dagegen die Dimensionen 
Outcome und Impact maßgeblich. 

Entscheidend ist, KPIs in den Wirkungsdimen-
sionen vor allem auch als Instrument der strate-
gischen Steuerung zu verstehen, um bereits die 
Maßnahmenauswahl wirkungsorientiert zu steu-
ern und politische Zielklarheit herzustellen. Die 
Berichterstattung zu den Fachprogrammen sollte 
genau diese Ableitungen enthalten. Relevant ist 
nach alldem aus Sicht des Beirats auch weniger 
eine aggregierte „Fortschritts und Wirkungskenn-
zahl“, die zwangsläufig eine begrenzte Aussage-
kraft hat, als eine Nachvollziehbarkeit einer nach 
Wirkung gesteuerten Investitionspolitik.
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Modernisierung des Kapitalstocks  
durch Zusätzlichkeit

Die regulatorische Konstruktion des SVIK und die damit verbundene Berechnungsmethodik 
rund um die Investitionsquote im Kernhaushalt sind Gegenstand einer kritischen Diskussion. 
Erstens liegt der Berechnung der Investitionsquote nach §4 SVIKG eine asymmetrische 
Behandlung der Bereichsausnahme für Verteidigung zugrunde6:

Investitionsquote7 =  

investive Ausgaben im Kernhaushalt (inkl. investive Ausgaben der Bereichsausnahme Verteidigung) 
- ausgabenseitige finanzielle Transaktionen 

Gesamtausgaben im Kernhaushalt - Bereichsausnahme Verteidigung 
- ausgabenseitige finanzielle Transaktionen

Investive Ausgaben für die Bereichsausnahme werden allein im Zähler einbezogen, während 
sie aus dem Nenner herausgerechnet werden. Diese Konstruktion verzerrt grundsätzlich 
die Darstellung der Investitionsquote im Kernhaushalt und hebt damit die Quote künstlich an. 
Zweitens liegt laut Art. 143h Grundgesetz Zusätzlichkeit dann vor, wenn „im jeweiligen 
Haushaltsjahr eine angemessene Investitionsquote im Bundeshaushalt erreicht wird“. In der 
Begründung zur Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses vom 16. März 2025 wird 
das Kriterium der Zusätzlichkeit so spezifiziert, dass im Kernhaushalt des Bundes eine Investitions-
quote von mindestens 10 Prozent der Ausgaben im Bundeshaushalt, ohne Sondervermögen 
und finanzielle Transaktionen erreicht wird8. Maßgeblich sind dabei allein die im Haushaltsplan 
veranschlagten Soll-Ansätze, nicht die tatsächliche Verausgabung – die Voraussetzung für den 
Rückgriff auf das Sondervermögen ist damit bereits mit der Veranschlagung erfüllt, unabhängig 
davon, ob die geplanten Investitionen am Ende getätigt werden. Der Beirat empfiehlt daher, 
der Empfehlung des Sachverständigenrats zu folgen und die Mindestinvestitionsquote nicht 
nur in der Haushaltsplanung, sondern auch in der Ausführung bei den Ressorts einzufordern: 
Nicht getätigte Investitionen, die zum Unterschreiten der 10-Prozent-Schwelle führen, sollten 
im Folgejahr nachgeholt werden, sodass die Quote im mehrjährigen Durchschnitt tatsächlich 
erreicht wird. Umso wichtiger ist vor diesem Hintergrund ein belastbares Monitoring der 
Ist-Verausgabung im Kernhaushalt.

6 §4 Abs. 3 SVIKG: „Zusätzlich sind die Investitionen nach den Absätzen 1 und 2 dann, wenn die im jeweiligen Haushalts-
jahr im Bundeshaushalt insgesamt veranschlagten Ausgaben für Investitionen im Sinne von § 13 Absatz 3 Nummer 2 
Satz 2 der Bundeshaushaltsordnung 10 Prozent der veranschlagten Ausgaben im Bundeshaushalt übersteigen. Dabei werden 
die im jeweiligen Bundeshaushalt veranschlagten Ausgaben für Investitionen im Sinne von § 13 Absatz 3 Nummer 2 
Satz 2 der Bundeshaushaltsordnung um ausgabenseitige finanzielle Transaktionen bereinigt; die veranschlagten Ausgaben 
im Bundeshaushalt werden um den Betrag gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes sowie um ausgabenseitige 
finanzielle Transaktionen bereinigt.“
7 §4 Abs. 3 SVIKG i. V. m. § 13 Abs. 3 Nr. 2 S. 2 BHO und Art. 115 Abs. 2 S. 4 GG; vgl. Wissenschaftliche Dienste 
des Deutschen Bundestages, WD 4-3000-065/25.
8 Deutscher Bundestag, BT-Drs. 20/15117 (Beschlussempfehlung und Bericht des Haushaltsausschusses).
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Die übergeordnete Frage der Kapitalstockmoder-
nisierung ist aus den SVIK-Mittelabflüssen allein 
nicht zu beantworten; maßgeblich ist die Ent-
wicklung der gesamtstaatlichen Infrastruktur
investitionen. Positiv zu werten ist, dass der 
Monitoringbericht mit der „Sanierungslücke“ 
erstmals eine zentrale Bezugsgröße für den 
Modernisierungsbedarf einführt. Bislang bleibt 
diese jedoch nicht quantifiziert, sodass sich der 
Fortschritt weiterhin vor allem am Mittelabfluss 
und noch nicht an der Schließung der Bedarfs-
lücke bemessen lässt. Die Sanierungslücke ist 
daher zukünftig schrittweise und mit offengelegter 
Methodik – notfalls als nachvollziehbarer Korridor 
statt als Punktwert – durch eine entsprechende 
Operationalisierung zu quantifizieren, damit der 
Zielmaßstab des Sondervermögens überhaupt 
überprüfbar wird. In einem ersten Schritt sollten 
alle bereits verfügbaren Daten über bestehende 
und durch Haushalte ungedeckte Mittelbedarfe  
auf Bund-, Länder- und kommunaler Ebene 
zusammengeführt werden und ihre Relevanz  
für die Sanierungslücke entschieden werden.

Über die Frage der Zusätzlichkeit im engen 
Kontext des SVIK hinaus stellt sich die Frage, 
wie grundsätzlich eine nachhaltigere Zukunfts-
orientierung öffentlicher Haushalte sichergestellt 
werden kann. Der Beirat empfiehlt hierfür 
die Orientierung an einer sogenannten 
Zukunftsquote, wie sie etwa von ZEW und WWF 
vorgeschlagen wurde9. Sie bezieht alle zukunfts-
orientierten Ausgaben des Haushalts ein, die 
im Sinne von Humankapital, technologischem 
Know-how oder „Naturkapital“ langfristig pro-
duktiv wirken können und setzt diese in Relation 
zum Gesamthaushalt. Die analytische Trennung 
von zukunftsorientierten und überwiegend 
auf die unmittelbare Gegenwart gerichteten, 
konsumtiven Ausgaben schafft Transparenz 
und schärft den Blick für die notwendigen 
Debatten zur Absicherung der Zukunftssicher-
heit unseres Kapitalstocks.

9 ZEW (2024), Die Zukunftsquote: Ein neuer Kompass für 
den Bundeshaushalt
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II. Innovation:  
Standort zukunftsfähig 
aufstellen

In der Bundessäule des SVIK sind für 2026 rund 
1,1 Milliarden Euro für Forschung und Entwicklung 
(FuE) in der Titelgruppe 05 vorgesehen – das 
entspricht 2,7 Prozent der Ausgaben der Bundes
säule im Jahr 2026. Im Kernhaushalt wird For-
schung primär im Einzelplan 30, dem Etat des 
Bundesministeriums für Forschung, Technologie 
und Raumfahrt, veranschlagt. Im Jahr 2026 liegt 
hier der Soll-Ansatz bei 21,8 Milliarden Euro, 
was einem Anteil von 4,2 Prozent am Kernhaushalt 
entspricht. Weitere Forschungs- und Entwicklungs
finanzierung findet sich auch im Klima- und 
Transformationsfonds (KTF). Das zentrale For-
schungs- und Innovationsvorhaben der Bundes-
regierung, die Hightech Agenda Deutschland, 
wird daher sowohl über den Einzelplan 30, den 
KTF und das SVIK finanziert. 

Angesichts der Tatsache, dass Innovation, For-
schung und Entwicklung die zentralen Treiber 
zukünftiger Wettbewerbsfähigkeit und langfristi
gen Wachstums sind – gerade in einem roh-
stoffarmen Land, wie Deutschland – ist es umso 
kritischer zu bewerten, dass der Einzelplan 30 
in der mittelfristigen Finanzplanung bis 2030  
faktisch stagniert und sich in einem Korridor von 
lediglich 22,4 Milliarden Euro im Jahr 2027  
auf 21,7 Milliarden Euro im Jahr 2030 zurückent
wickelt. Und auch die geplante Mittelverwendung 
im SVIK zeigt, dass die Förderung von Innovation 
bislang nicht die höchste politische Priorität 
genießt: Dass 2026 nur rund 2,7 Prozent der 
Mittel der Bundessäule auf Forschung und Ent-
wicklung entfallen, steht in einem Missverhältnis 
zur strategischen Bedeutung des Themas  
für die Wachstumsperspektiven des Standorts 
Deutschland. Vor diesem Hintergrund empfiehlt 
der Investitions- und Innovationsbeirat eine 

deutlichere Priorisierung und konsequente 
Stärkung der FuE-Mittel im SVIK sowie im Kern-
haushalt, zur Stärkung von Wachstum, Wett
bewerbsfähigkeit und Zukunftsperspektiven.

Die HTAD und die in diesem Rahmen kürzlich 
vorgelegten Technologie-Roadmaps zu sechs so-
genannten Schlüsseltechnologien bilden hierfür 
einen wichtigen strategischen Referenzrahmen, 
da sie Ziele, Meilensteine, Umsetzungspartner 
und erste Indikatoren systematisch definieren. 
Aufbauend darauf empfiehlt der Investitions- 
und Innovationsbeirat, diese Struktur in der 
nächsten Phase um mehrjährige, verbindliche 
Finanzierungskorridore sowie klar ausgewiese-
ne Beiträge von Bund, Ländern, EU und privaten 
Akteuren zu ergänzen – auch um die Bindungs-
wirkung der Agenda zu stärken.

Zukunftsorientierung systematisch messbar 
und Investmentfokus transparent machen
Eine wirksame Steuerung setzt zudem voraus, 
dass die für Zukunftstechnologien vorgesehenen 
Gesamtmittel aus dem Haushalt und dem SVIK 
transparent, konsolidiert, übersichtlich, und auch 
mit Blick auf die Planungen der kommenden 
Jahre dargestellt werden – aufgeschlüsselt nach 
Technologien bzw. Programmen. Bislang fehlt 
eine solche Übersicht. Erforderlich ist auch hier 
ein Monitoring von Planung und Umsetzungs-
fortschritt, sowohl im Mittelabfluss als auch in 
der Zielerreichung anhand definierter, messbarer 
KPIs. Dabei bietet sich eine gewisse Verknüpfung 
mit dem 360-Grad-Hightech-Monitoring der 
HTAD an, um Doppelstrukturen zu vermeiden 
und Wirkungslogiken anschlussfähig zu halten. 
Ein gutes Monitoring dient dabei nicht nur der 
Wirkungsmessung (retrospektiv), sondern vor 
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allem auch dem gezielten Nachjustieren von 
Programmen (zukunftsorientiert). Und es sendet 
ein wichtiges Signal an Forschungseinrichtungen, 
innovative Unternehmen und Investoren: Sie 
wollen für ihr „Buy-in“ erkennen können für 
welche Themen sich der Staat dauerhaft und 
ernsthaft committet, bevor sie ihre eigenen 
Allokationsentscheidungen treffen.

Fokus schärfen, Umsetzung beschleunigen
Die Titelgruppe 05 des SVIK umfasst derzeit eine 
Vielzahl von Einzelansätzen, die teilweise nur ein 
geringes Einzelausgabevolumen aufweisen und/
oder noch nicht hinreichend operationalisiert 
sind. Eine stärkere strategische Fokussierung 
erscheint daher geboten: Die volumenmäßig 
relevanten, skalierbaren und geopolitisch bedeut-
samen Vorhaben sollten als Leuchtturmprojekte 
positioniert und mit eigenständigen Umsetzungs- 
und Monitoringstrukturen sowie schlanken 
Governance-Prozessen hinterlegt werden. Dabei 
ergeben sich Synergiepotenziale mit dem weiter
zuentwickelnden Deutschlandfonds10. Eine zu 
kleinteilige Mittelverteilung droht dagegen die 
Signalwirkung für den Standort Deutschland 
im internationalen Wettbewerb um Deep-Tech-
Investitionen insgesamt zu verwässern.

Klar ist, dass die Planungsreife und operative 
Umsetzungsfähigkeit in den zuständigen Ressorts 
durchgängig parallel mit der Mittelveranschla-
gung aufwachsen müssen. Eine hohe Verbindlich-
keit, frühe und enge Abstimmungen mit den  
jeweiligen Innovations-Communities in Wissen-
schaft und Wirtschaft sowie ein realistisches 
Timing der Projektvorhaben sind wichtige 
Voraussetzungen, um die bereitgestellten Mittel 
zügig und effizient in die Wirkung zu bringen.

10 Investitions- und Innovationsbeirat (2026), 20 Empfeh-
lungen zur Investitionspolitik der Bundesregierung

Agentur für Sprunginnovationen  
weiter stärken
Wenn der Bund Mittel für Innovation in die Hand 
nimmt, sollte er sie vor allem über Instrumente 
und für Themen einsetzen, die ein hohes Potenzial 
zur Schaffung neuer Märkte und industrieller 
Wertschöpfung aufweisen. In diesem Sinne bietet 
es sich besonders an, die SPRIND weiter zu  
stärken. Die Innovationsagentur wurde 2019  
gegründet und soll besonders disruptive Innova-
tionspotenziale in Deutschland erschließen. 2023 
wurden der Agentur im Rahmen des SPRIND-
Freiheitsgesetzes eine Lockerung rechtlicher und 
finanzieller Rahmenbedingungen, Ausnahmen 
vom Besserstellungsverbot und eine flexiblere 
Mittelbewirtschaftung eingeräumt. Damit konnte 
sich die SPRIND – die selbst eine disruptive insti-
tutionelle Innovation darstellt – binnen kürzester 
Zeit zu einem schlagkräftigen und unverzicht-
baren Instrument zur Förderung von Innovation 
in Deutschland entwickeln. Sie setzt öffentliche 
Mittel gezielt mit Blick auf große technologische 
Durchbrüche ein und schließt gerade bei risiko-
reichen und missionsorientierten Projekten eine 
Lücke, die klassische Förderlogiken nicht ab
decken: Sie kann frühzeitig in Ideen investieren,  
die für private Kapitalgeber noch zu unsicher 
und für etablierte Förderprogramme zu unkon-
ventionell sind, im Erfolgsfall aber erhebliche 
wirtschaftliche Wirkung entfalten. Ihr besonderer  
Hebel liegt in der Kombination von Kapital, tech-
nologischem Verständnis und unternehmerischer 
Umsetzungsgeschwindigkeit. Die Bedeutung der 
SPRIND reicht dabei über ihre eigenen Projekte 
und ihre Kernaufgaben als Innovationsagentur 
hinaus: Indem sie neue Maßstäbe in puncto 
Agilität und Marktorientierung setzt, stellt sie 
unter Beweis, dass der Staat durchaus innovativ,  
modern und „unternehmerisch“ handeln kann –  
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was auch Vorbild und Ansporn für andere 
Institutionen sein sollte. Der Investitions- 
und Innovationsbeirat empfiehlt daher,  
die SPRIND finanziell und mit Blick auf ihre 
Freiheitsgrade weiter gezielt zu stärken.

Staat noch gezielter als frühen Kunden für 
Deep Tech auftreten lassen
Sowohl im Koalitionsvertrag als auch im Rahmen 
der HTAD hat die Koalition noch einmal bekräftigt,  
Innovationen in Zukunft nicht nur über Zuwen-
dungen fördern zu wollen, sondern den Staat 
vermehrt auch als strategischen Erstkunden 
innovativer Lösungen auftreten zu lassen. Der 
Beirat bestärkt den Bund darin ausdrücklich. 
Besonders für den Deep-Tech-Bereich kann 
dieser Ansatz ein zentraler Hebel sein, um eine 
frühere Etablierung entsprechender Märkte  
zu ermöglichen und deren Skalierungsfähigkeit 
zu unterstützen. Denn eine gezielte öffentliche 
Nachfrage dient nicht nur der eigenen Bedarfs-
deckung. Sie kann gleichzeitig auch dabei helfen, 
kritischen Zukunftstechnologien schneller  
einen Markt zu bereiten, private Investitionen  
zu hebeln und industrielle Kapazitäten in 
Deutschland aufzubauen.

Ein gutes Beispiel dafür ist New Space: Eine 
resiliente Weltrauminfrastruktur ist nicht nur 
Voraussetzung moderner Verteidigungs- und 
Kommunikationsfähigkeit, sondern auch für die 
kommerzielle Raumfahrtwirtschaft, die sich  
in Zukunft immer enger auch noch mit anderen 
Industriebereichen verzahnen wird. Bei Start-
kapazitäten, Satellitendaten und Produktions-
infrastruktur sehen wir derzeit allerdings eine 

erhebliche Abhängigkeit von außereuropäischen 
Anbietern. Langfristige, meilensteinbasierte 
staatliche Aufträge an europäische Anbieter – für 
Launch Services, Vorhaltekapazitäten, Satelliten-
daten oder Startplatzinfrastruktur – würden 
sowohl unsere technologische Souveränität 
stärken als auch privates Kapital für New Space 
mobilisieren und neue Formen industrieller 
Wertschöpfung ermöglichen.

Die Rolle als Ankerkunde für Deep-Tech sollte der 
Staat vor allem dort einnehmen, wo ein klarer 
strategischer Bedarf besteht, private Märkte allein 
keine ausreichende Nachfrage erzeugen und  
die Technologie realistische Skalierungs- und 
Exportperspektiven besitzt. Die einzelnen 
Aufträge sollten dann wettbewerblich, möglichst 
technologieneutral und meilensteinbasiert 
vergeben werden, um Lock-in-Effekte, industrie-
politische Fehlallokationen und dauerhafte Ab-
hängigkeiten einzelner Anbieter von staatlicher 
Nachfrage zu vermeiden. Um die Wirksamkeit 
solch strategischer Vorhaben zu sichern, sollte 
der Bund parallel auch an innovationsförderlichen 
regulatorischen Rahmenbedingungen in dem 
jeweiligen Themenfeld arbeiten, um unnötige 
Unsicherheiten und Verzögerungen beim Mark-
hochlauf proaktiv aus dem Weg zu räumen.

Im Zusammenhang mit dem Staat als Kunden 
wäre es zudem wünschenswert, wenn er auf 
allen Ebenen die Instrumente der innovations-
orientierten, öffentlichen Beschaffung auch  
noch intensiver nutzen würde, also vor allem  
die sogenannte Innovationspartnerschaft und  
das Pre-Commercial Procurement.
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III. Umsetzungs
hemmnisse wirksam 
abbauen

Grundsätzlich ist über die unmittelbare Investiti-
onswirkung hinaus mit positiven Beschäftigungs-
effekten zu rechnen, die sich zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt jedoch noch nicht belastbar beziffern 
lassen. Der Beirat wird diese Wirkungsdimen
sion in seine künftige Bewertung einbeziehen. 
Zunächst trifft der Mitteleinsatz jedoch potenziell 
auf angebotsseitige Engpässe: Ein konzentrier-
ter Nachfrageimpuls kann in den ausführenden 
Sektoren auf knappe Kapazitäten stoßen – mit 
der Folge von Fachkräftemangel und sektoralem 
Preisdruck. Beidem ist gezielt zu begegnen:  
dem Arbeitskräfteengpass durch eine regional 
ausgerichtete Arbeitskräftesicherungspolitik, 
dem Preisdruck durch gebündelte und zeitlich 
verstetigte öffentliche Beschaffung sowie –  
wo Märkte eng bleiben – durch den Aufbau 
eigener Kapazitäten.

Ein weiteres Hindernis bilden, neben den Geneh-
migungsverfahren, die Vergabevorschriften der 
öffentlichen Hand. Die Bundesregierung hat dies 
erkannt und Erleichterungen insbesondere bei 
den Losvergaben beschlossen. Dennoch ist zu 
konstatieren, dass die Neufassung des Losgrund-
satzes in § 97a GWB, das am 1. Juli 2026 in Kraft 
tritt, nicht weit genug geht: 

•  Die Ausnahme gilt zwar grundsätzlich für SVIK-
finanzierte Vorhaben (und eng definierte Ver-
kehrsinfrastruktur), für den Zweck der Moder-
nisierung des öffentlichen Kapitalstocks geht 
sie aber nicht weit genug. Sie ist überdies mit 
Einschränkungen und Unsicherheiten versehen, 
die den Beschleunigungseffekt stark einschrän-
ken könnten: Die Mindestgrenze von rund  
10,8 Millionen Euro für Bauaufträge lässt viele, 

vor allem kommunale Investitionen, praktisch 
unberührt. Der Investitions- und Innovations-
beirat empfiehlt daher, die Ausnahme vom 
Losgrundsatz für SVIK-finanzierte Vorhaben 
auf kommunaler Ebene auch unterhalb des 
Zweifachen des EU-Schwellenwerts zu öffnen –  
gerade dort, wo das Volumen einzelner Maß-
nahmen zwar gering, der kumulative Mittel-
abfluss aber entscheidend für die Wirksamkeit 
des Sondervermögens ist.

•  Eine Bündelung gleichartiger Vergaben über 
mehrere Projekte hinweg – mit erheblichem 
Skalenpotenzial und Effizienzgewinn – bleibt 
damit weiterhin ausgeschlossen.

•  Es bleibt eine Rechtsunsicherheit: Weder die 
Voraussetzung der „zeitlichen Dringlichkeit“ 
noch der Umgang mit Mischfinanzierungen aus 
SVIK und anderen Töpfen ist klar definiert –  
was Auftraggeber in der Praxis zur Risikover-
meidung und damit zur Nicht-Anwendung  
der Ausnahme veranlassen könnte. Eine Prio-
risierung der Beschleunigung könnte somit 
mutmaßlich ausbleiben.

Bei den Genehmigungsverfahren setzt das der-
zeit im parlamentarischen Verfahren befindliche 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz an. Der Beirat 
unterstützt dessen Kernanliegen, wesentliche 
Programminhalte des SVIK durch ein „überra-
gendes öffentliches Interesse“ grundsätzlich im 
Planungs- und Genehmigungsrecht zu priorisie-
ren. Dies ist eine Voraussetzung dafür, dass  
die Mittel zügig in die Umsetzung gelangen und 
der Modernisierungsimpuls sichtbar wird.
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Fördersystematik: Geschwindigkeit und 
Wirksamkeit erhöhen
Der Mittelabfluss aus dem Sondervermögen wird 
nicht allein von Planungskapazitäten und Geneh-
migungsfragen abhängen, sondern auch von der 
Fördersystematik selbst. 

Viele Kommunen – gerade strukturschwache 
ohne ausreichende Fachverwaltung – scheitern 
an Förderlogiken, die Vorfinanzierung verlangen, 
Kofinanzierung aus anderen Quellen verbie-
ten, Verwaltungskosten nicht anerkennen und 
kleinteilige Nachweispflichten auferlegen, die 
den Förderaufwand in ein wirtschaftlich fragwür-
diges Verhältnis zur Fördersumme setzen. Der 
Investitions- und Innovationsbeirat empfiehlt, 
dass die auf Basis des SVIK aufgelegten Förder-
programme der Länder und des Bundes von 
Beginn an nach vereinfachten Grundsätzen 
ausgestaltet werden, und diese auch auf andere 
Empfängergruppen – soweit passend – zu über-
tragen, wie dies auch in der Föderalen Moder-
nisierungsagenda11 zu einem erheblichen Teil 
angelegt und Auftrag der entsprechenden Arbeits-
gruppe unter Kofederführung des BMF ist.

•  Festbetragsförderung bei kleineren und 
mittleren Projekten als Regel, statt Ausnahme, 
mit gestaffelter Auszahlungslogik, die den 
Zwang zur Vorfinanzierung entfallen lässt.

•  Pauschalierte Zuweisungen nach Bedarfs-
kriterien (analog Startchancen-Programm) 
zur Beschleunigung und Wirkungsverbesse-
rung bei flächig angelegten Programmen. 

•  Vorzeitigen Maßnahmenbeginn generell 
ermöglichen: Hier geht wertvolle Zeit verloren. 
Die Logik, „Mitnahmeeffekte“ zu vermeiden, 
greift zumindest bei Kommunen nicht – sie sind 
zur Inanspruchnahme von Finanzierungen 

11 Föderale Modernisierungsagenda: https://bmds.
bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/2025-12-04-mpk-
staatsmodernisierung-data_CDR.pdf

verpflichtet. Der Beirat empfiehlt, für SVIK-
Programme eine Ausnahme zu testen und die 
Erfahrungen für eine BHO-Reform zu nutzen.

•  Vereinfachte Kleinstvorhaben: Bei Vorhaben 
bis 50.000 Euro (und damit Vorhaben außerhalb 
des LuKIFG und überwiegend in Programmen 
der Länder) Antrag und Verwendungsnachweis 
in einem einzigen, digitalen Formular zusam-
menführen und auf einen Sachbericht verzichten. 

•  Einheitliche Zweckbindungsfristen je nach 
Investitionstypologie festlegen.

•  Mischfinanzierung und – aktuell – Vollfinan-
zierung ermöglichen. 

•  Verwaltungskosten pauschalieren und 
anerkennen (Länderprogramme und  
im Rahmen des 104b Abs. 2GG). Generell für  
den gesamten Lebenszyklus des Förderver-
fahrens bundesseitig reduzierte/minimale 
Vorgaben auferlegen.

Darüber hinaus empfiehlt der Investitions- und 
Innovationsbeirat, das Thema Auffindbarkeit 
und Prozessdigitalisierung weiter zu treiben. Eine 
einheitliche Förderplattform, die den vollstän-
digen Lebenszyklus eines Förderantrags – Finden,  
Beantragen, Prüfen, Bewilligen, Auszahlen, Nach-
weisen – medienbruchfrei abbildet, ist keine tech-
nische Kür, sondern Voraussetzung für die Innova-
tionsdurchführung im erforderlichen Tempo. 

Es ist zu begrüßen, wenn das BMF die Koordi-
nierungsrolle bei der Fördersystematik aktiv 
wahrnimmt. Das SVIK bietet eine konkrete Chance: 
Als größtes Investitionsprogramm der Bundes
geschichte mit eigener Rechtsgrundlage kann es  
als Testfeld dienen, um grundlegende Vereinfach
ungen unter Realbedingungen zu erproben – mit 
dem Ziel, bewährte Ansätze anschließend in die 
allgemeinen Regelungen der BHO zu überführen.
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IV. Umsetzung auf  
Ebene der Länder und 
der Kommunen

Derzeitige Wirksamkeit des SVIK auf 
kommunaler Ebene
Das Ziel der Modernisierung des öffentlichen 
Kapitalstocks hängt entscheidend am Volumen der 
kommunalen Investitionen mit ihrem Anteil von 
rund 40 Prozent an allen öffentlichen Investitionen 
und rund 60 Prozent an öffentlichen Bauinvesti
tionen12. Durch die akute Finanzschwäche der 
Kommunen reduzieren sich jedoch Investitionen 
gegenüber dem Höchststand von 2024. Das SVIK 
kann diesen Effekt nicht dauerhaft ausgleichen. 
Die Modernisierung des kommunalen Kapital-
stocks ist also nur auf Basis einer wirksamen 
Stärkung der kommunalen Finanzkraft 
jenseits des Sondervermögens zu erreichen.

Der Befund ergibt sich aus der Betrachtung 
der aktuellen Entwicklung und der Entwicklung 
über die letzten Jahre: Im Zuge der positiven 
Einnahme-Entwicklungen der 2010er Jahre fand 
eine Steigerung der kommunalen Investitionen 
statt. Dennoch wurde der Investitionsstau 2024 
auf 216 Milliarden Euro eingeschätzt13. Zugleich 
wurde ein Höchststand an Investitionen mit ge-
planten Mitteln in Höhe von 47 Milliarden Euro 
erreicht14. Relativiert wird diese Zahl jedoch durch 
die deutlich über der allgemeinen Inflationsrate 
liegenden Baukostensteigerung von 64 Prozent 
zwischen 2010 und 202215. Dies ist keine lineare 
Entwicklung, sondern hat im Zuge der Corona-
Pandemie eine besondere Dynamik erfahren, 
was dazu führt, dass der nominale Anstieg in den 
20er Jahren real sinkende Investitionen bedeutete. 

12 Bundesvereinigung kommunaler Spitzenverbände 
(2025), Prognose der Kommunalfinanzen.
13 KfW (2025), KfW-Kommunalpanel.
14 KfW (2025), KfW-Kommunalpanel.
15 Statistisches Bundesamt (2025), Bau- und Immobilien-
preisindex

Dieses (nominal) hohe Investitionsniveau der 
Kommunen, das darüber hinaus durch erheb-
liche regionale Unterschiede gekennzeichnet 
ist, war durch die aktuelle Entwicklung der 
Kommunalfinanzen jedoch nicht zu halten. Nach 
einer Phase durchweg positiver Finanzierungs-
salden zwischen 2012 und 2022 hat sich die 
kommunale Haushaltslage seit 2024 drastisch 
verschlechtert: Der Fehlbetrag der kommunalen 
Kernhaushalte erreichte 2024 mit 24,3 Milliarden 
Euro einen historischen Höchstwert und stieg 
2025 weiter auf 31,9 Milliarden Euro16. Die noch 
aus Liquidität und Verschuldungspotenzial 2024 
realisierten Investitionssummen werden sich 
erwartbar massiv reduzieren. Zu diesem Ergebnis 
hat eine Kumulation unterschiedlicher Faktoren 
beigetragen. Im Schnitt war dabei im letzten 
Jahr noch kein Einbruch der Einnahmen zu ver-
zeichnen, die sich nominell seitwärts bewegten. 
Die Dynamik entwickelte sich auf der Ausgaben
seite durch über der Inflationsrate liegende 
Kostensteigerungen, durch eine unvollständige 
Weiterreichung von Bundesmitteln auf Seiten der 
Länder, sowie durch die Ausweitung von Leistun
gen bzw. erhöhte Nachfrage nach Leistungen, 
die für die Kommunen nicht refinanziert sind. 

Derzeit erhalten die Kommunen – trotz Fehlens 
der ursprünglich vorgesehenen, gesetzlichen 
Vorgabe – rund 60 Prozent der auf die Flächen-
länder entfallenden 91,2 Milliarden Euro17. Zu 
berücksichtigen sind zusätzlich für die kommunale 
Ebene wirksame, sonstige Maßnahmen und 
Programme der Länder und des Bundes bzw. des 
Klima- und Transformationsfonds aus dem SVIK. 
Dennoch liegt ihr Anteil an dem überwiegend zur 
Stärkung der Bundesinvestitionen vorgesehe-
nen Sondervermögens erwartbar nur bei einem 

16 Statistisches Bundesamt (2025), Vierteljährliche 
Kassenergebnisse der Kern- und Extrahaushalte des 
Öffentlichen Gesamthaushalts
17 Ifo Institut München (2026), ifo Schnelldienst: 
Kommt das Geld bei den Kommunen an?
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Bruchteil des genannten kommunalen Anteils an 
allen Infrastrukturinvestitionen der öffentlichen 
Hand18 und im Gesamtvolumen deutlich unter 
den anzunehmenden Rückgängen der kommuna-
len Investitionen.

Die Kommunen werden trotz dieser Unter-
stützung, die damit verbleibende Investitions-
schwäche nicht aus eigener Kraft ausgleichen 
können: Bundesweit findet bereits ein erheblicher 
Abbau freiwilliger Leistungen der Kommunen 
statt. Potenziale für Kosteneinsparungen bestehen 
zwar in der Optimierung der Strukturen und 
Prozesse, der Nutzung digitaler Technologien zur 
Effizienzsteigerung sowie in der Mobilisierung 
von Bürgerbeteiligung und bürgerschaftlichem 
Engagement. Sie werden aber nicht annähernd 
ausreichen, um das erforderliche Investitions-
niveau zur Modernisierung der Infrastruktur, ge-
schweige denn zur notwendigen Transformation, 
zu gewährleisten. Die kommunalen Investitionen 
sanken schon 2025 auf 38,4 Milliarden Euro und 
sollen bis 2028 auf 26,7 Milliarden Euro sinken. 

Sollte sich 2026 der Finanzierungssaldo der 
Kommunen entgegen der ursprünglichen Erwar-
tung nicht weiter verschlechtern, sondern  
sogar verbessern, kann dies nicht als strukturelle 
Verbesserung der Investitionskraft verstanden 
werden, sondern ist den Ausgabenkürzungen 
der Kommunen und der Wirkung des SVIK 
geschuldet, das verbliebende notwendige Inves-
titionen kofinanziert und damit den negativen 
Saldo mindert. Die Behebung der strukturel-
len Finanzkrise der Kommunen ist damit ein 
wesentlicher Faktor für die Frage, ob die Moder-
nisierung der Infrastruktur in der Breite gelingt. 
Sie wird nur mit grundlegenderen Reformen 
und Anstrengungen aller föderalen Ebenen, ins-
besondere auch der grundgesetzlich zuvörderst 
verantwortlichen Länder, zu bewältigen sein. 

18 KfW (2025), KfW-Kommunalpanel

Abfluss der Mittel aus dem LuKIFG und 
Berichterstattung der Länder
Aus dem Länder- und Kommunalanteil des 
Sondervermögens flossen 2025 keine Mittel ab, 
da die Verwaltungsvereinbarung erst im Dezember 
2025 in Kraft trat. Die landesrechtlichen Umset-
zungsgesetze folgten nachgelagert und zeitlich 
versetzt, die digitalen Abrufverfahren gingen 
vielerorts erst im Frühjahr 2026 produktiv.

Positiv hervorzuheben ist jedoch, dass die Ver-
waltungsvereinbarung schlank gestaltet wurde 
und eine flexible Steuerung ermöglicht. Auch 
ohne die ursprünglich vorgesehene gesetzliche 
Festlegung einer Mindestquote zur Weiterleitung 
der Mittel an die Kommunen, haben die Länder 
dies weitgehend umgesetzt. Finanzschwache 
Kommunen werden zumeist strukturell bevor-
zugt berücksichtigt, und der bewusste Verzicht 
auf aufwändige Antragsprüfungen zugunsten 
von Selbsterklärungen und nachgelagerter 
Stichprobenprüfung, entspricht dem Gebot der 
unbürokratischen Umsetzung. Damit kann eine 
schnelle Umsetzung im weiteren Verlauf ermög-
licht werden, die in den nächsten Berichten der 
Länder deutlich sichtbar werden sollte. 

Die regelmäßige Berichtspflicht nach § 5 Abs. 3  
VV LuKIFG greift erstmals im Berichtsjahr 2026; 
die ersten Berichte waren zum 31. März 2026 
(Stichtag 1. Januar 2026) einzureichen. Zum  
1. Juni liegt nun eine erste, digital und in einem 
Dashboard aufbereitete Übersicht über die 
Mittelverwendung der Länder vor, was sehr zu 
begrüßen ist. Aggregiert und aufgeschlüsselt 
nach Infrastrukturbereichen wird über die Maß
nahmenanzahl und den kommunalen Anteil 
berichtet. Für die folgende Berichterstattung 
empfiehlt der Investitions- und Innovations
beirat, dass sich die Länder mit dem Bund –  
gemäß der in § 5 Abs. 4 VV angelegten Möglich-
keit – auf die Erweiterung von zu berichten-
den Indikatoren verständigen. 
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V. Mobilisierung  
privaten Kapitals

Der öffentliche Investitionsrückstand erfordert 
Investitionsvolumina, welche die Kapazitäten der 
öffentlichen Hand übersteigen. Zudem werden 
rund 84 Prozent der Investitionen ohnehin von 
privaten Haushalten und der Privatwirtschaft 
und nicht vom Staat getätigt.19 Eine nachhaltige 
Modernisierung des Standorts droht daher, ohne 
weiterführende Maßnahmen zur Mobilisierung 
privaten Kapitals zu scheitern. Ein zentraler 
Baustein für die Mobilisierung privaten Kapitals 
und zur Behebung einer Wettbewerbsschwäche 
gegenüber den USA ist ein zügiges Angehen der 
EU Kapitalmarktunion. Diese Maßnahme ist 
notwendig, um bestehende Fragmentierungen 
abzubauen, Skalierungseffekte zu heben und 
grenzüberschreitende Investitionen in Trans
formationsprojekte zu beschleunigen und 
zu vereinfachen.

Ein weiterer Hebel liegt in der sachgerechten 
Nutzung öffentlich-privater Partnerschaften 
(ÖPP). ÖPP entfalten ihren Mehrwert dort,  
wo sich über die Einbindung Privater, zusätzliche 
Kapazitäten und Kompetenzen für eine effizien-
tere und insgesamt günstigere Umsetzung, mobi-
lisieren lassen. Soll darüber hinaus Eigenkapital 
mobilisiert werden, kommt es entscheidend auf 
die Art der eingebundenen Investoren und deren 
Zeithorizont an. ÖPP-Modelle sollten daher 
gezielt dort weiterentwickelt werden, wo sie 
nachweisbare Effizienz- und Umsetzungsvorteile 
bieten – auf Basis klarer Risiko- und Anreizver-
teilungen sowie standardisierter Vertragswerke.

ÖPP-Modelle bilden dabei nur eine Stufe der 
Einbindung privaten Kapitals. Wo Infrastruk-
turen sich aufgrund ihres Volumens und ihrer 

19 KfW Research (2025), Investitionsmonitor

Ertragsstruktur für eine eigenständige unter-
nehmerische Bewirtschaftung eignen, sollten 
weitergehende Finanzierungsarchitekturen aktiv 
genutzt werden. Ein zentraler Anwendungsfall 
ist die Weiterentwicklung der Finanzierungs-
architektur der Autobahn GmbH entlang des 
im Koalitionsvertrag angelegten Modells eines 
geschlossenen Finanzierungskreislaufs Straße: 
Durch Übertragung der Einnahmekompetenz an  
der Lkw-Maut, könnte die Gesellschaft Fremd-
kapital am Kapitalmarkt aufnehmen und ihr 
Investitionsvolumen deutlich erhöhen, ohne dass 
Eigentum oder Straßenbaulast des Bundes 
berührt werden. Die Fernstraßeninfrastruktur ist 
ein Asset mit erheblichem Volumen und plan-
barer Ertragsstruktur – und damit gut geeignet, 
langfristig orientiertes Kapital institutioneller 
Investoren anzuziehen. Dass ein Fernstraßen-
netz unter unternehmerischer Logik leistungs-
fähig betrieben werden kann, zeigt das Beispiel 
der österreichischen ASFINAG: Als eigenständig 
wirtschaftende Gesellschaft in Staatseigentum 
finanziert sie Ausbau und Erhalt des hochran-
gigen Straßennetzes vollständig aus Nutzerent-
gelten, erwirtschaftet stabile Überschüsse und 
investiert kontinuierlich, ohne den Staatshaus-
halt zu belasten. Dieses Modell verdeutlicht, dass 
die Fernstraßeninfrastruktur grundsätzlich für 
eine unternehmerisch geführte, ertragsbasierte 
Bewirtschaftung geeignet ist – und macht damit 
auch die Frage nach einer stärkeren Einbindung 
privaten Kapitals analytisch sinnvoll diskutier-
bar. Ein solches Modell könnte sowohl Mittel 
für weitere Investitionen freisetzen als auch 
Effizienzpotenziale heben; entscheidend ist eine 
regulatorische Ausgestaltung, die staatliche 
Steuerungsfähigkeit und Daseinsvorsorge sichert.
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Über die genannten Ansätze hinaus, bestehen 
in bereits vorhandenen staatlichen Kapitalpools 
weitere, bislang nicht ausgeschöpfte Hebel. Der 
KENFO beispielsweise verwaltet ein potenzielles 
Investitionsvolumen von rund 24,8 Milliarden 
Euro20, welches derzeit nur zu geringfügigen Teilen 
am Standort Deutschland investiert wird. Zugleich 
unterstreicht die jüngste Anpassung der Anlage-
strategie des KENFO, dass auch bestehende öffent-
lich-rechtliche Vermögen stärker auf strategische 
Prioritäten ausgerichtet werden können – etwa 
in den Bereichen Energie und Verteidigung. Eine 
Erweiterung der Anlagestrategie, unter strikter 
Wahrung der ursprünglichen Zweckbindung 
könnte zusätzliche Investitionsspielräume er-
schließen, ohne den Bundeshaushalt zu belasten.

Über diese Ansätze hinaus bedarf es einer sys-
tematischen Verbreiterung der Investorenbasis: 
einer kontinuierlich gepflegten Deal-Pipeline, stan-
dardisierter Investitionsvehikel und eines zentra-
len Ansprechpartners für internationale, institu-
tionelle Investoren. Der von der Bundesregierung 
initiierte Deutschlandfonds bietet den konzeptio-
nellen Rahmen und ist sukzessive weiterzuent-
wickeln. Ergänzend sind heimische Kapitalquellen, 
insbesondere die kapitalgedeckten Komponenten 
der Altersvorsorge, zu stärken. Beiden Themen-
felder hat der Investitions- und Innovationsbeirat 
in einem separaten Positionspapier näher ausge-
führt21. Die Mobilisierung privaten Kapitals ist kein 
Ersatz für, sondern die notwendige Ergänzung zu 
öffentlichen Investitionen – und entscheidet maß-
geblich darüber, ob der mit dem Sondervermögen 
verbundene Modernisierungsanspruch eingelöst 
werden kann.

20 KENFO – Stiftung Fonds zur Finanzierung der kern-
technischen Entsorgung (2025), Geschäftsbericht 2024.
21 Investitions- und Innovationsbeirat (2026), 20 Empfeh-
lungen zur Investitionspolitik der Bundesregierung.
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